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Einleitung

Die freie Meinungsbildung ist unverzichtbarer Wesenskern einer offenen
Zivilgesellschaft; sie ist – in Anlehnung an die wohl bekanntesten Worte
des BVerfG betreffend das Grundrecht der freien Meinungsäußerung – für
eine freiheitlich-demokratische Staatsordnung „schlechthin konstituie-
rend“.1 Vor dem Hintergrund dieser herausragenden Bedeutung stellt
auch die Gewährleistung der Funktionsbedingungen der freien Meinungs-
bildung ein nicht überschätzbares Kernanliegen des demokratisch verfass-
ten Staates dar. Dieses zentrale Kernanliegen ist zugleich aber auch ein
kontinuierliches, unterliegt die freie Meinungsbildung als kommunikati-
ver Prozess2 doch dem stetig fortschreitenden gesellschaftlichen Wandel.

In der heutigen Zeit nimmt vor allem die Digitalisierung in vielerlei
Hinsicht maßgeblichen Einfluss auf den Prozess der freien Meinungsbil-
dung: Mit der Entstehung des Internets sowie den darauf aufsetzenden
Technologien und Diensten wurden vielfältige und neuartige Möglichkei-
ten zur Informationsgewinnung sowie Kommunikations- und Interakti-
onsformen eröffnet.3 Infolgedessen bilden sich Meinungen heutzutage
nicht mehr ausschließlich bzw. primär durch die Rezeption tradierter
(Leit-)Medien wie Presse und Rundfunk, stattdessen werden hierfür – mit
zunehmender Tendenz – Informationsinhalte aus verschiedenen Online-
Medien gewonnen.4 Hinzu treten (bislang) ausschließlich vermittelnde,
nicht aber originär publizistisch tätige Online-Dienste, wie beispielsweise
Suchmaschinen oder Soziale Netzwerkplattformen, die gemeinhin als „In-
termediäre“ bezeichnet werden.5 Diese Intermediäre aggregieren und se-
lektieren mithilfe von (Such- und Auswahl-)Algorithmen6 die im Internet
verstreuten Informationen und machen ihren Nutzern somit die als rele-

Kapitel 1 –

1 BVerfGE 7, 198 (208): „Das Grundrecht auf freie Meinungsäußerung ist als unmit-
telbarster Ausdruck der menschlichen Persönlichkeit in der Gesellschaft eines der
vornehmsten Menschenrechte überhaupt.“.

2 BVerfGE 57, 295 (319): „Freie Meinungsbildung vollzieht sich in einem Prozeß der
Kommunikation.“.

3 Paal/Hennemann, JZ 2017, 641, 641; vgl. auch Dörr, Regulatorische Relevanz der
Organisation massenhafter Individualkommunikation, 2019, S. 4, 13.

4 Paal/Hennemann, JZ 2017, 641, 641.
5 Zum Begriff „Intermediäre“ siehe Kap. 2, C. I.
6 Zur Definition von Algorithmen siehe nachfolgend in Fn. 391.
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vant auserwählten (publizistischen) Inhalte zugänglich.7 Auf diese Weise
prägen die digitalen Vermittlungs-Dienste maßgeblich „den Zugang zu
und die Wahrnehmbarkeit von Informationen“ im Zeitalter der Digitali-
sierung,8 weshalb den Intermediären eine erhebliche Meinungsbildungsre-
levanz9 sowie eine herausragende Rolle im freien Meinungsbildungspro-
zess10 zugeschrieben wird. Indes geht damit aber auch die Befürchtung
einher, die Intermediäre könnten die Funktionsbedingungen der freien
Meinungsbildung – insbesondere die Meinungsvielfalt – und somit in letz-
ter Konsequenz die freiheitlich-demokratische Grundordnung nicht nur
unerheblich gefährden.11 Denn als zentrale Einrichtungen der Informati-
onsvermittlung im Internet kommt den Intermediären die überaus wirk-
mächtige Stellung zu, darüber zu bestimmen, welche Informationen den
Nutzern angezeigt und damit zur „freien“ Meinungsbildung zur Verfü-
gung gestellt werden.12 Auf diese Weise treffen die „Herrscher“ über die
Algorithmen „wesentliche Auswahl- und Wertentscheidungen betreffend
die angezeigten Informationen und damit (auch) für die in Ansehung der
demokratischen Willensbildung zentrale Meinungsbildung.“13 Hieran an-
knüpfend hat nunmehr auch das BVerfG in der 15. Rundfunkentschei-
dung festgestellt, dass im Kontext der Digitalisierung und der Netz- und
Plattformökonomie durchaus „die Gefahr [bestehe], dass – auch mithilfe
von Algorithmen – Inhalte gezielt auf Interessen und Neigungen der Nut-
zerinnen und Nutzer zugeschnitten werden, was wiederum zur Verstär-
kung gleichgerichteter Meinungen“ führen könne.14

Mit diesen im Fortgang der Untersuchung noch näher zu betrachtenden
Entwicklungen aufgeworfen sind für eine offene Zivilgesellschaft beson-
ders essentielle Grundfragen betreffend die Sicherung der freien Mei-
nungsbildung im Zeitalter der Digitalisierung. Insbesondere gilt es ange-
sichts der den Intermediären zugeschriebenen bedeutenden Rolle im so-
wie ihres Einflusses auf den Prozess freier Meinungsbildung zu klären, ob

7 Statt vieler Müller-Terpitz, AfP 2017, 380, 380.
8 Paal, MMR 2018, 567, 567.
9 Zur Meinungsbildungsrelevanz der „Intermediäre“ siehe Kap. 2, C. II.

10 Zur Rolle der „Intermediäre“ für die Meinungsbildung siehe Kap. 2, C. III.
11 Siehe nur Schemmel, Der Staat 57 (2018), 501, 503, m.Verw. auf Taplin, Move fast

and break things, 2017. Zu den von „Intermediären“ ausgehenden Gefährdungs-
potentialen für die Meinungsbildung siehe Kap. 2, C. IV.

12 Insoweit werden Intermediäre regelmäßig auch als Gatekeeper bezeichnet. Siehe
zur Gatekeeper-Funktion der Intermediäre Kap. 2, C. III. 2. b).

13 Paal/Hennemann, JZ 2017, 641, 641.
14 BVerfGE 149, 222 (Rn. 79) = MMR 2018, 731 (734) (m.Anm. Holznagel).
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und inwieweit damit tatsächlich (konkrete) Gefahren(-potentiale) verbun-
den sind, ob sich hieraus ein Gewährleistungsauftrag des Staates ergibt,15

die Funktionsbedingungen freier Meinungsbildung bei Intermediären zu
sichern und inwiefern ein hierzu geeigneter Rechtsrahmen de lege lata be-
steht16 bzw. de lege ferenda implementiert werden kann17 – oder sogar
muss.

Gegenstand der Untersuchung

Die freie Meinungsbildung, der Wandel derselben unter dem Einfluss der
Digitalisierung im Allgemeinen und der Intermediäre im Besonderen so-
wie die mit der Wirkmacht der Intermediäre einhergehenden Fragestellun-
gen betreffend die Gefährdungen und die damit möglicherweise notwen-
dig gewordene einfach-gesetzliche (Ab-)Sicherung der Funktionsbedingun-
gen der freien Meinungsbildung stellen die zentralen Untersuchungsge-
genstände der vorliegenden Arbeit dar. Für die als Ausgangspunkt der Be-
arbeitung notwendige Darstellung der Grundlagen der Meinungsbildung
sowie für die Untersuchung des Wandels des freien Meinungsbildungspro-
zesses im digitalen Zeitalter sind in interdisziplinärer Hinsicht unter ande-
rem auch medien- sowie kommunikationswissenschaftliche Erkenntnisse
in die Betrachtung miteinzubeziehen. Die Erfassung der mit den Interme-
diären aufgekommenen Problemstellungen in rechtlicher Hinsicht erfor-
dert eine intensive Auseinandersetzung sowohl mit den Möglichkeiten
und Grenzen des medienrechtlichen Ordnungsrahmens zur Sicherung der
freien Meinungsbildung und Meinungsvielfalt als auch und gerade mit der
europa- und verfassungsrechtlichen Dimension der Vielfaltssicherung.
Denn der in dieser Arbeit gesetzte Themenschwerpunkt der vielfaltssi-
chernden Regulierung der Intermediäre de lege lata und de lege ferenda
wirft wesentliche europa- und grundrechtstheoretische Fragestellungen auf
– sowohl hinsichtlich eines etwaigen gesetzgeberischen Auftrags zur Viel-
faltssicherung als auch mit Blick auf das mehrpolige Spannungsfeld von
„Intermediären, Rezipienten und dem gesamtgesellschaftlichen Interesse
an Meinungs[vielfalt]“.18 Nicht zuletzt macht die Aktualität der Debatte
um eine potentielle gesetzgeberische Regulierung der Intermediäre zum

A.

15 Ausf. hierzu siehe Kap. 3, B. II.
16 Ausf. hierzu siehe Kap. 4, A.
17 Ausf. hierzu siehe Kap. 4, B.
18 Paal/Hennemann, JZ 2017, 641, 648.
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Zwecke der Vielfaltssicherung eine Beachtung einschlägiger politischer
Beiträge notwendig.

Die Gewährleistung der freien Meinungsbildung ist insbesondere auf-
grund ihrer herausgehobenen Bedeutung für den freiheitlich-demokrati-
schen Staat seit jeher zentraler Untersuchungsgegenstand diverser rechts-
wissenschaftlicher Abhandlungen. Wenig überraschend ist die Sicherung
der Vielfalt von Meinungen und des Meinungsbildungsprozesses daher
auch bereits im Kontext der Digitalisierung unter verschiedenen Gesichts-
punkten tiefgehend juristisch beleuchtet worden.19 Ferner existieren auch
in Bezug auf spezifische Arten von Intermediären vereinzelte juristische
Arbeiten, die sich etwa mit der Meinungsmacht im Zusammenhang mit
Suchmaschinen20 oder mit Sozialen Netzwerkplattformen21 beschäftigen.
Eine umfassende interdisziplinäre und rechtsgebietsübergreifende Betrach-
tung des mit der Digitalisierung aufgekommenen Phänomens der Inter-
mediäre im Kontext der Sicherung der freien Meinungsbildung, insbeson-
dere hinsichtlich der Analyse einer vielfaltssichernden Regulierung von In-
termediären ist bislang allerdings noch nicht erfolgt22.23 Lediglich das
jüngst erschienene Werk von Kellner24 behandelt ebenfalls manche der
vorbenannten Themenschwerpunkte, untersucht aber die in der hiesigen
Arbeit zentrale Frage nach der Regulierung der Intermediäre de lege feren-
da primär vor dem Hintergrund des US-amerikanischen Rechts und lässt

19 Siehe beispielhaft zu unterschiedlichen Themenschwerpunkten Bloch, Meinungs-
vielfalt contra Medienmacht, 2013; Falke, Schutz der Meinungsvielfalt, 2012;
Sommerhoff, Meinungsvielfalt und Medienkonvergenz, 2013.

20 Siehe Hartl, Suchmaschinen, 2017.
21 Siehe Pille, Meinungsmacht, 2016; siehe ferner aus verfassungsrechtlicher Per-

spektive Knebel, Drittwirkung der Grundrechte, 2018.
22 Zu kürzeren Beiträgen zur Thematik siehe Cornils, AfP 2018, 377; Dörr, Regulato-

rische Relevanz der Organisation massenhafter Individualkommunikation, 2019;
Müller-Terpitz, AfP 2017, 380; Paal, Intermediäre, 2018; ders., MMR 2018, 567;
ders./Hennemann, JZ 2017, 641; Schulz/Dankert, Informationsintermediäre, 2016.

23 So weist Drexl, ZUM 2017, 529, 536, zutreffend darauf hin, dass „die medien-
rechtliche Debatte über die Regulierung der Nachrichtenvermittlung über Infor-
mationsintermediäre [...] gerade erst begonnen“ hat. Beachtung verdient indes
die Monographie von Mengden, Aufmerksamkeitsregulierung, 2018, der inner-
halb seiner Untersuchungen jedoch – bewusst – weder auf die aus hiesiger Sicht
essentiellen Fragen eingeht, wie Intermediäre verfassungsrechtlich einzuordnen
sind und welche Folgen sich hieraus insb. für eine vielfaltssichernde Regulierung
ergeben (siehe ders., S. 8) noch eine ausf. Darstellung und Bewertung von Rege-
lungsvorschlägen unternimmt (siehe hierzu beispielhaft ders., S. 360 [Fn. 423]).
Gerade hieran möchte die vorliegende Untersuchung ansetzen.

24 Kellner, Meinungsmacht von Internetintermediären, 2019.
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damit insbesondere an dieser Stelle Raum für eine ausführliche Darstel-
lung und Bewertung nationaler Handlungsoptionen. Gegenstand der vor-
liegenden Untersuchung ist daher gerade die umfassende Betrachtung der
Intermediäre im Prozess der freien Meinungsbildung, die Einordnung die-
ser digitalen Vermittlungsdienste in das verfassungsrechtliche Grund-
rechtsgefüge sowie die damit eng verbundene Thematik, ob und inwieweit
angesichts der – potentiell – gefahrenbegründenden Auswirkungen der In-
termediäre auf den freien Meinungsbildungsprozess eine gesetzgeberische
Regulierung zur Vielfaltssicherung angezeigt ist und wie eine solche – im
nationalen Recht – ausgestaltet werden könnte.

Thematische Ein- und Ausgrenzungen

Das vorstehend dargestellte umfassende Erkenntnisinteresse zwingt zu-
gleich zur Vornahme thematischer Ein- und Ausgrenzungen. Vor dem
Hintergrund der herausgehobenen Bedeutung der Intermediäre für den
freien Meinungsbildungsprozess ist in der hiesigen Arbeit mit Blick auf die
– vorstehend nur angerissenen – von den Intermediären ausgehenden Ge-
fährdungspotentiale für die freie Meinungsbildung eine Präzisierung not-
wendig. Denn innerhalb der – (rechts-)wissenschaftlichen wie auch ge-
samtgesellschaftlichen – Diskussion um von Intermediären herrührende
vielfaltsverengende Gefahren besteht nicht zuletzt auch aufgrund einer
teilweise unpräzisen Berichterstattung in den Medien eine undifferenzierte
Gemengelage. So werden innerhalb der Debatte um eine Sicherung der
Meinungsvielfalt im Kontext der Intermediäre vielfach Begrifflichkeiten
wie „Filterblasen“, „Echokammern“, „Fake News“ und „Social Bots“ be-
müht, ohne dass eine hinreichende Kontextualisierung dieser Phänomene
erfolgt.25

Grundlegend ist im Rahmen des Diskurses über potentielle Gefahren
für die freie Meinungsbildung im Kontext der Intermediäre zu unterschei-
den zwischen solchen Gefährdungspotentialen, die sich ergeben können
aus unmittelbaren Eingriffen der Intermediäre in die Kommunikations-

B.

25 Siehe hierzu Meyer-Resende, FAZ v. 14.8.2019, Nr. 187, S. 11, der sich aufgrund
der teilw. undifferenzierten Debatte um eine Sortierung der Problemfelder be-
müht.
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freiheit ihrer Nutzer,26 aus einer gefahrenträchtigen Nutzung der digitalen
Vermittlungsdienste durch Dritte27 sowie auch und gerade aus der auf Al-
gorithmen basierenden Funktionsweise der Intermediäre.28 Innerhalb der
vorliegenden Untersuchung sollen ausschließlich die letztgenannten,
durch die algorithmusbasierte Funktionsweise begründeten Gefährdungs-
potentiale im Fokus stehen. Dieser Beschränkung auf die potentiell aus der
algorithmusbasierten Funktionsweise resultierenden Gefahren liegt deren
überaus wirkungsbezogene Bedeutung für den freien Meinungsbildungs-
prozess zugrunde. In der Konsequenz beschränkt sich die hiesige Arbeit im
Fortgang zugleich auch auf eine Analyse lediglich derjenigen Normenre-
gime, die diese spezifischen Gefährdungspotentiale der Intermediäre mög-
licherweise zu adressieren und zu verhindern vermögen. Gleichsam ist da-
ran anschließend lediglich auf solche Regulierungsoptionen für Interme-
diäre einzugehen, die auf eine Einhegung dieser auf der Funktionsweise
beruhenden Gefährdungspotentiale abzielen.

Gang der Untersuchung

Für die sachgerechte Beurteilung der Rolle der Intermediäre im freien
Meinungsbildungsprozess und der damit einhergehenden Frage nach der
einfach-gesetzlichen Regulierung(-sbedürftigkeit) zum Zwecke der Viel-
faltssicherung ist im Ausgangspunkt eine allgemeine Darstellung der Mei-
nungsbildung im Kontext der Digitalisierung unerlässlich. Dementspre-
chend nimmt die inhaltliche Bearbeitung – im Anschluss an dieses erste
Kapitel – ihren Anfang in Kapitel zwei, in dem zunächst die Grundlagen
der freien Meinungsbildung insbesondere (auch) anhand medien- und
kommunikationswissenschaftlicher Erkenntnisse dargestellt und begriff-

C.

26 Gefährdungspotentiale können hier insb. bei Social Media-Angeboten in Form
von Teilnahmeverboten oder in einem Upload-Filter bestehen, siehe dazu ausf.
Pille, Meinungsmacht, 2016, S. 314 ff.

27 Hierzu gehört insb. das Verbreiten von „Fake News“ oder der Einsatz solchen
„Fake News“ Vorschub leistenden „Social Bots“, siehe hierzu insg. Paal/Henne-
mann, JZ 2017, 641, 644 m.w.N.; einführend zu „Fake News“ siehe Reinbold,
SPIEGEL Online v. 12.1.2017; ferner Holznagel, MMR 2018, 18 ff.; Królikowski/
Loebel, IS 2017, 367 ff.; ausf. zur rechtlichen Einordnung von „Social Bots“ siehe
Dankert/Dreyer, K&R 2017, 73 ff.; Libertus, ZUM 2018, 20 ff.; Milker, ZUM 2017,
216 ff.

28 Hierzu zählen insb. die benannten Phänomene der „Filterblasen“ und „Echo-
kammern“; ausf. zu diesen Gefährdungspotentialen siehe Kap. 2, C. IV.
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lich konkretisiert werden. Daran anschließend ist in einem zweiten Schritt
zu untersuchen, ob und inwieweit das Aufkommen des Internets und die
damit verbundenen technologischen Entwicklungen im Allgemeinen auf
die Voraussetzungen der freien Meinungsbildung einwirken. Schließlich
wird der Blick in einem dritten Abschnitt gerichtet auf den zentralen Un-
tersuchungsgegenstand der Intermediäre, den es begrifflich zu erläutern
sowie von vergleichbaren (Online-)Medien abzugrenzen gilt. Hierbei wird
in Ansehung einer bislang der (rechts-)wissenschaftlichen Literatur erman-
gelnden (Legal-)Definition der Versuch unternommen, eine auch und ge-
rade für eine potentiell zukünftige Regulierung taugliche Begriffsbestim-
mung herauszuarbeiten. Sodann erfolgt eine ausführliche Erörterung der
Relevanz der Intermediäre im Prozess der freien Meinungsbildung, die
auch eine Berücksichtigung wirtschaftlicher Relevanzfaktoren erfordert.
Schließlich werden daran anknüpfend die sowohl positive Rolle der Inter-
mediäre im als auch die potentiell negativen, gefahrenbegründenden Aus-
wirkungen der algorithmusbasierten Funktionsweise der Intermediäre auf
die freie Meinungsbildung und Meinungsvielfalt analysiert, sodass im Er-
gebnis die Ausgangslage für eine potentielle (medien-)rechtliche Regulie-
rung zur Vielfaltssicherung erkennbar wird.

Im weiteren Verlauf der Arbeit ist sodann in einem dritten Kapitel die
europa- und verfassungsrechtliche Dimension der Vielfaltssicherung in
den Blick zu nehmen, um den für einen die freie Meinungsbildung ge-
währleistenden Erlass von Regelungen vorgegebenen übergeordneten Re-
ferenzrahmen transparent zu machen. Hierbei wird zunächst aufgezeigt
werden, dass der Meinungs- und Medienvielfalt innerhalb der EU ein be-
deutender Stellenwert zugeschrieben wird, die Organe der Union indes
nicht zur vielfaltssichernden Gesetzgebung ermächtigt sind. Vor diesem
Hintergrund rückt das nationale Verfassungsrecht in den Mittelpunkt der
Betrachtung, welches es sowohl hinsichtlich der grundrechtlichen Veror-
tung der Intermediäre als auch betreffend die daraus resultierenden Vorga-
ben für eine potentielle vielfaltssichernde Intermediärsregulierung zu be-
leuchten gilt. Letzteres macht vor allem die Auseinandersetzung mit der
vom BVerfG zur Rundfunkfreiheit entwickelten, nicht unumstrittenen
Ausgestaltungsdogmatik notwendig. Im Rahmen dieser Untersuchung ist
zunächst das verfassungsgerichtliche Dogma der „dienenden Freiheit“ und
der damit begründete Ausgestaltungsauftrag an den bzw. die Gesetzgeber
zu erörtern, bevor anschließend in einer eigenen Stellungnahme unter In-
bezugnahme der Erkenntnisse aus dem dritten Abschnitt des zweiten Kapi-
tels für eine Erstreckung dieses Ausgestaltungsauftrags auf die Intermediä-
re plädiert wird. Schließlich spielt im verfassungsrechtlichen Kontext der
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Vielfaltssicherung nicht zuletzt auch die Frage nach einer Grundrechtsbin-
dung der Intermediäre eine bedeutende Rolle, die in dem das Kapitel ab-
schließenden Abschnitt betrachtet wird.

Auf Grundlage und am Maßstab der in den vorangegangenen Kapiteln
herausgearbeiteten Ergebnisse erfolgt in einem vierten Kapitel die konkre-
te Auseinandersetzung mit der rechtsgebietsübergreifenden einfach-gesetz-
lichen Vielfaltssicherung bei Intermediären de lege lata und de lege ferenda.
Die zur Offenlegung einer regulatorischen Schutzlücke zunächst erforder-
liche Ausleuchtung des bestehenden, der Gewährleistung der Funktionsbe-
dingungen der freien Meinungsbildung (zumindest mittelbar) dienenden
Ordnungsrahmens, respektive die Untersuchung des Kartell- und Medien-
ordnungsrechts, wird aufzeigen, dass die Intermediäre bislang von den
existierenden vielfaltssichernden Bestimmungen nicht (hinreichend) ge-
fährdungsadäquat erfasst werden. Diese Erkenntnis rechtfertigt die sich an-
schließende Analyse allfälliger Handlungsoptionen zur vielfaltssichernden
Regulierung von Intermediären, wobei jedoch zunächst wesentliche Vor-
fragen hinsichtlich der Rahmenbedingungen eines solchen gesetzgeberi-
schen Tätigwerdens zu klären sind. So vergegenwärtigen diese voranzustel-
lenden Ausführungen das allgemeine Regulierungsziel – die Sicherung der
Meinungsvielfalt und der freien Meinungsbildung – und zeigen zudem die
Gesetzgebungskompetenz, die Anwendbarkeit nationalen Rechts im Inter-
net und die Anknüpfungspunkte sowie die maßgeblichen Handlungspara-
meter und Grenzen der vielfaltssichernden Regulierung von Intermediä-
ren auf. Insbesondere Letzteres hebt das grundrechtlich mehrseitige Span-
nungsverhältnis zwischen Intermediären, Nutzern und Inhalteanbietern
hervor, welches es im Rahmen der anschließend erfolgenden Bewertung
der verschiedenen Regelungsoptionen stets im Blick zu behalten gilt. End-
lich werden sowohl konkrete Fortentwicklungspotentiale bestehender
Normenregime als auch (grundlegend) neuartige de lege ferenda-Vorschläge
einer Regulierung von Intermediären zum Zwecke der Gewährleistung
der freien Meinungsbildung und Meinungsvielfalt dargestellt und im Hin-
blick auf deren Eignung zur Vielfaltssicherung bewertet. Abschließend
wird im Rahmen einer würdigenden Gesamtbetrachtung ein konkreter
Regelungsvorschlag unterbreitet.

Innerhalb des die vorliegende Arbeit abschließenden fünften Kapitels er-
folgt eine Synthese der gefundenen Ergebnisse sowie ein Ausblick auf die
(potentiell) zukünftigen Herausforderungen und Möglichkeiten für die Si-
cherung der freien Meinungsbildung und damit einer offenen Zivilgesell-
schaft.

Kapitel 1 – Einleitung
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D. Ziel der Untersuchung

Das vorrangige Untersuchungsziel dieser Arbeit bildet vor dem Hinter-
grund der herausgehobenen Bedeutung der freien Meinungsbildung für
die offene Zivilgesellschaft und den für diese bestehenden, von Interme-
diären ausgehenden Gefahren(-potentiale) die Herausarbeitung einer effek-
tiven, gleichsam angemessenen Regulierungsoption. Die hierfür zu beant-
wortende erkenntnisleitende Fragestellung nach dem „Ob“ und dem
„Wie“ einer vielfaltssichernden Regulierung von Intermediären erfordert –
wie voranstehend beschrieben – eine umfassende und systematische Aus-
leuchtung sowohl des Phänomens der Intermediäre im Kontext der freien
Meinungsbildung als auch der verfassungs- und einfach-rechtlichen Di-
mensionen der Vielfaltssicherung. Insgesamt bezweckt die Untersuchung
damit einen aus rechtswissenschaftlicher Sicht klärenden Beitrag zu leisten
zum aktuell innerhalb der Medienpolitik geführten Diskurs über die ge-
fährdungsadäquate Regulierung von Intermediären zur Sicherung der frei-
en Meinungsbildung, welche aber auch und gerade in Ansehung der
durch die Digitalisierung vorangetriebenen Transformationsprozesse zu-
künftig weiterhin Gegenstand rechtswissenschaftlicher und rechtspoliti-
scher Untersuchungen bleiben wird. Hierfür soll die vorliegende Arbeit
eine taugliche Basis bilden.
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Meinungsbildung und Digitalisierung

In diesem interdisziplinären Kapitel der Arbeit wird ein umfassender Blick
auf die freie Meinungsbildung im Zeitalter der Digitalisierung geworfen.
Übergreifendes Ziel ist es, anhand der kommunikations- und rechtswissen-
schaftlichen Erkenntnisse herauszuarbeiten, wie sich die Meinungsbildung
im Laufe der Zeit gewandelt hat und welchen Einfluss das Internet im All-
gemeinen sowie die Intermediäre im Besonderen auf den Prozess der frei-
en Meinungsbildung und auf die Meinungsvielfalt nehmen. Hierzu sollen
zunächst die Grundlagen der Meinungsbildung in ihren relevanten Einzel-
heiten erläutert werden (A.), auf die im weiteren Verlauf der Untersu-
chung stetig zurückzugreifen sein wird. Daraufhin wird in einem nächsten
Schritt analysiert, ob und inwieweit das Internet Veränderungen der Mei-
nungsbildung und der (Meinungs-)Vielfalt bewirkt sowie welche Relevanz
dem Internet innerhalb des Meinungsbildungsprozesses zukommt (B.). So-
dann ist in dem dieses Kapitel abschließenden Abschnitt der Hauptbe-
trachtungsgegenstand der Untersuchung – die Intermediäre – in den Blick
zu nehmen und insbesondere deren Relevanz und Rolle im sowie deren
Auswirkungen auf den Meinungsbildungsprozess zu beleuchten (C.). Ins-
gesamt soll damit im Ergebnis der Boden bereitet werden für die Beant-
wortung der zentralen Fragen der Arbeit nach der Regulierung(-sbedürf-
tigkeit) der Intermediäre zum Zwecke der Sicherung der Meinungsvielfalt
im Internet und damit der Funktionsbedingungen der freien Meinungsbil-
dung.

Grundlagen der Meinungsbildung

Die Untersuchung des Einflusses von Intermediären auf den freien Mei-
nungsbildungsprozess und auf die Meinungsvielfalt im digitalen Zeitalter
setzt im Ausgangspunkt voraus, die Grundlagen der Meinungsbildung im
für die Forschungsfrage notwendigen Umfang auszuleuchten. Es erfolgt in
diesem Abschnitt daher eine unabdingbare Auseinandersetzung mit den
kommunikations- und rechtswissenschaftlichen Erkenntnissen betreffend
die freie Meinungsbildung und deren Voraussetzungen. Hierzu wird zu-
nächst auf die für die Meinungsbildung besonders relevante (politische)
Öffentlichkeit (I.) sowie auf die grundlegende Unterscheidung zwischen
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öffentlicher und individueller Meinung und Meinungsbildung (II.) einge-
gangen. Sodann sind die Rolle der Individual- und Massenkommunikation
(III.) sowie der Einfluss der für die Massenkommunikation notwendigen
Massenmedien im Hinblick auf die individuelle und öffentliche Mei-
nungsbildung und den freiheitlich-demokratischen Staat (IV.) herauszuar-
beiten. Erforderlich ist schließlich die Untersuchung des Verhältnisses zwi-
schen der freien Meinungsbildung und der (Meinungs-)Vielfalt (V.).

Öffentlichkeit

Die Meinungsbildung vollzieht sich in der und durch die (politische) Öf-
fentlichkeit.29 In Ansehung dieses Befunds ist die Öffentlichkeit elementa-
rer Grundstein für den Prozess der demokratischen Meinungsbildung,
denn „ohne Öffentlichkeit gibt es keine Zivilgesellschaft; keine Demokra-
tie; keine öffentliche Meinung; keine Debattenkultur und damit [auch]
keine moderne Politik“.30 Für das Verständnis des Meinungsbildungspro-
zesses ist es somit im Ausgangspunkt unabdingbar zu klären, was unter
dem Begriff der (politischen) Öffentlichkeit zu verstehen ist.

Konzeptionen von Öffentlichkeit

Dabei gilt es zunächst zu konstatieren, dass der Begriff der „Öffentlichkeit“
sowohl in der Publizistik- und Kommunikationswissenschaft als auch im
rechtswissenschaftlichen Diskurs unterschiedlich gehandhabt wird.31 In
der Konsequenz bestehen innerhalb der verschiedenen wissenschaftlichen
Disziplinen unterschiedliche Konzeptionen von Öffentlichkeit.32 Wenn-
gleich eine ausführliche Analyse sämtlicher Konzeptionen nachfolgend

I.

1.

29 Lobigs/Neuberger, Meinungsmacht im Internet, 2018: „politische Öffentlichkeit als
Ort der Meinungsbildung.“; vgl. bereits Neuberger/Lobigs, Vielfaltssicherung,
2010, S. 15; zu einer kommunikationswissenschaftlichen Analyse der politischen
Öffentlichkeit siehe Gerhards, in: Neidhardt (Hrsg.), 1994, S. 77 ff.

30 Worms/Gusy, DuD 2012, 92, 95; vgl. auch Jestaedt, AöR (126) 2001, 204, 215
m.w.N.: „Die freiheitliche Demokratie ist eine Öffentliche – oder sie ist nicht.“.

31 Zur kommunikationswissenschaftlichen Perspektive siehe Donges/Jarren, Politi-
sche Kommunikation, 2017, S. 75 ff.; zur rechtswissenschaftlichen Perspektive
siehe Ingold, Der Staat 56 (2017), 491, 495 ff.; Worms/Gusy, DuD 2012, 92 ff.

32 Ingold, Der Staat 56 (2017), 491, 493.
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nicht geleistet werden kann und soll,33 so ist aber doch das für die Mei-
nungsbildung relevante Verständnis von Öffentlichkeit herauszuarbei-
ten.34

Im Ausgangspunkt kann – dem in der Antike35 aufgekommenen – sphä-
renbezogenen Öffentlichkeitsverständnisses folgend unter Öffentlichkeit
eine Agora bzw. ein Forum für gemeinsames politisches Handeln der Bür-
ger verstanden werden.36 Die Öffentlichkeit wurde somit ursprünglich als
(rein) gegenständlicher Raum bzw. Ort betrachtet, der für jedermann zu-
gänglich sein und der kommunikativen Interaktion zwischen den Bürgern
offenstehen sollte.37

An diese tradierten Überlegungen anknüpfend bildet aus moderner
kommunikationswissenschaftlicher Perspektive Öffentlichkeit ein „norma-
tives Postulat“,38 das den Überlegungen von Habermas folgend „am ehes-
ten [beschrieben werden kann] als ein Netzwerk für Kommunikation von
Inhalten und Stellungnahmen, also von Meinungen“,39 das eine diskursive
Meinungs- und Willensbildung eines grundsätzlich unabgeschlossenen Pu-
blikums40 ermöglicht.41 Öffentlichkeit ist somit ein „relativ frei zugängli-
ches Kommunikationsfeld, in dem ‚Sprecher‘ mit bestimmten Thematisie-
rungs- und Überzeugungstechniken versuchen, über die Vermittlung von
Kommunikatoren bei einem Publikum Aufmerksamkeit und Zustim-
mung für bestimmte Themen und Meinungen zu finden“,42 mithin ein
Kommunikationssystem, „in dem Themen und Meinungen [...] gesammelt
(Input), [...] verarbeitet (Throughput) und [...] weitergegeben (Output) wer-

33 Ausf. dazu siehe Ingold, Der Staat 56 (2017), 491, 493 ff.
34 Es soll aufgrund dieser Fokussierung auf die für die Meinungsbildung relevante

Öffentlichkeit nicht die klassische Abgrenzung von Öffentlichkeit und Privatheit
untersucht werden, siehe dazu aber Gusy u.a., JöR 64 (2016), 385, 405 ff.; Worms/
Gusy, DuD 2012, 92 ff. Zu der mit dieser Abgrenzungsfrage im Zusammenhang
stehenden Sphärentheorie des BVerfG siehe etwa BVerfGE 6, 32 (41); 27, 344
(350 f.); 32, 373 (378 f.); 33, 367 (376); 89, 69 (82f.).

35 Der Antike lag das Verständnis der Entgegensetzung von oikos und polis zugrun-
de, siehe Ingold, Der Staat 56 (2017), 491, 494; Kutscha/Thomé, Grundrechts-
schutz, 2013, S. 19; Rosenzweig, in: Seubert/Niessen (Hrsg.), 2010, S. 25 ff.

36 Ingold, Der Staat 56 (2017), 491, 494; Wi. Schulz, Kommunikation, 2011, S. 117
37 Wi. Schulz, Kommunikation, 2011, S. 117
38 Donges/Jarren, Politische Kommunikation, 2017, S. 76.
39 Habermas, Faktizität und Geltung, 2019, S. 436.
40 Zur Offenheit des Diskurses siehe Peters, in: Neidhardt (Hrsg.), 1994, S. 46 f.
41 Habermas, Strukturwandel der Öffentlichkeit, 2015, S. 38 f., 97 f.; zum Ganzen

siehe Ingold, Der Staat 56 (2017), 491, 495.
42 Neidhardt, in: Neidhardt (Hrsg.), 1994, S. 7.
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